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Betrifft: Stellungnahme zw WOhnrechtsnovelle 2000 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Wien. 5. Mai 2000 

In der Anlage erlaube ich mir, Ihnen eine Stellungnahme zum Entwurf zu einer 

WohnrechtsnoveUe 2000 zu übersenden. 

FOt allfällige Rückfragen stehe ich gerne: zur Verfi!gung. 

Mit freundlichen Grüßen. 

AIIhölrISltaßa 3~ 
A·1D90 Wien 
Auelria 
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SteUunpahme zum Entwurf 

einer WohDrec.btsnovelle 2000 (WRN 2000) 

Zu Art 2 Z 2 "nd Z 12: 

1. Problematisch erscheint der Vorschlag. die bisher geltende Staffelung der 

Mietzinsab5(;h1äge je nach der Dauer der Befristung durch einen einheitlichen Abschlag in der 

HOhe von 25 % ZU euet7,en (§ 16 Abs 7); dies gilt jedenfalls unter der PrAm.issc. dass man 

langfristige Mietverträge in Hinblick auf den Schutz des Mieters vor unnötigen 

Transaktionskosten, die mit einem Wohnungswechsel verbunden sind, nach wie vor rur 

wÜßschenswen erachtet. Bietet nämlich die noch geltende Rechtslage dem Vennieter auch 

den Anreiz, einen befristeten Vertrag tUr einen längeren Zeitraum einzugehen. weil er dann 

einen höheren Mietzins lukr"ieren kann als bei einem 1curzfristigeren Vertrag, so ist dies Dach 

dem Reformvorschlag nicht mehr der Fall: Der AbschhL"'s eines Vertrags, der auf einen 

Zeitraum von mehr als drei Jahren befristet ist. bringt dem Vermieter dann keinerlei Vorteil 

gegenüber dem Drei-Jahres-Vertrag; er ist jedoch zugleich mit dem Nachteil verbunden, dass 

der Vemlieter von einem steigenden Marktni veau der Mietzinse nicht profitieren kann. 

Die geplante Rechtslage dürfte daher zur Folge haben, dass es Jrunftig nahezu ausschließlich 

unbefristete: Vc:rträge oder auf drei Jahre befristete Verträge geben wird. Dies wiederum 

könnte die an sich beKi"ül~nswerte Liberalisierung im Bereich der Vertragsbefristung 

weitgehend leer laufen lassen. 

2. Schwierigkeiten bereitet das Verständnis von § 16 Abs 7 Satz 2. Auszugehen ist nämlich 

davon. dass die .. Umwandlung" eines befiisteten Mietvertrags in einen solchen auf 

unbestimmte Zeit - ebenso wie der Neuabschluss eines Vertrags - nur durch 

übereinstimmende Willenserklärungen beider Teile möglich ist. Dies bedeutct, das jedenfaJls 

grundsätzlich auch eine neuerliche Vereinbarung über die Höhe des Mietzinses möglich ist. 
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Es stellt sich somit dic Frage, welche Rechtsfolgen es haben soll. wenn anlAsslieh des 

UTSpnlnglichen Abschlusses des befristeten Vertrags die zifternmäßige Gegenüberstellung des 

tUr ein unbefristeten Mietverhältnis zulässigen und des tatsächlich vereinbarten Mietzinses 

unterblieben ist. Die ronnulierung "gilt die Verminderung , .. nicht mehr" in § 16 Abs 7 Satz 

2 CIWeist sich zur 1...ösung dieser Frage als zweifelhaft und unklar. Grundsätzlich dürften zwei 

Auslegungsmöglichkeiten in Betracht kommen: 

Eine besteht darin, dass BUch filr das unbefristete Vertragsverhältnis immer nur der um 25 % 

reduzierte Mietzins gilt und ein höherer Mietzins gar nicht vereinbart werden kann. Versteht 

man die Bestimmung so, dann würde die VerlAngcrung des Mietvertrags regelmäßig 

scheitern. weil sich kaum~ ein Vermieter zur Vertragsverlängerung bereit finden würde. Wenn 

der Zweck Vom § 16 Abs 7 Satz 2 darin liegen sollte. im Interesse des Mieters für mehr 

Transparenz bei der Vcrtragsgcstaltung zu sorten, dann würde sich die Bestimmung auf diese 

Weise geradezu gegen den Mieter wenden; sie würde auch jenen Mieter. der bereit wäre, aus 

Anlass der Umwandlung in unbefristetes Vertragsverhältnis den vollen Mietzins nach § 16 

Abs I bis 7 zu entrichten, um die Wohnung bringen. 

Die zweite Auslc:gungsmöglichkeit besteht darin, dass auch einc Verletzung von § 16 Abs 7 

Satz 2 der Vereinbarung eines nach Abs 1 bis 6 zulässigen Mietzinses anlässlieh der 

Umwandlung in ein befristetes Vertragsverhiiltnis nicht entgegensteht. Versteht man die 

Bestimmung in diesem Sinn, dann erscheint sie überflüssig. 

Vor diesem Hintergrund erscheint dic Klärung der Rechtsfolgen von § 16 Abs 7 Satz 2 

geboten; am t:hesten dürfte sich jedoch eine Streichung der Bestimmung empfehlen. 

3. Nur sprachliche Bedeutung hat der Vorschlag, in § 16 Ab! 7 Satz 1 das Wort 

"höchstzulässige" durch das einfachere Wort .,zulässige" 7.U erset7.en. 

4. Die hier voreetragencn Gesichtspunkte beziehen sich sinngemäß auch auf § 26 Abs 3. 

ZuArt2ZJl : 

§ 23 Abs 3 enthält eine Übergangsbestimmung und soUte deshalb systematisch besser in § 

4ge stehen. 
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Zu Art 2 Z /5; 

Der Plan. das Recht der befristeten Mietverttlge zu vereinheitlichen und zugleich zu 

liberalisieren (§ 29 Ahs I Z 3), verdient in Hinblick auf die Vereinfachung und Bereinigung 

der Rechtslage und die entspannte Situation auf großen Teilen des Wohnungsmarktes 

grundsItzlich Zustimmung. 

Zuzustimmen ist grundsätzlich auch dem in § 29 Abs 2 MRG vorgesehenen Kündigungsrechl, 

das es dem Mieter gestattet, sich auch au..o;; einem befristeten Vertrag vorzeitig zu lOsen. Im 

Anschluss an vel"5crucdene Äußerungen, die auch bereits in der Tagespresse verbreitet 

wurden, empfiehJt es sicb jedoch, das vorzeitige Kfindigungsrecht auf den Wohnunvmicter 

zu bcschrnnken. Dem Untcl"nehmcr, der ein Geseha.ftslokal mietet, kann 7.Ugcmutet werden. 

das wirtschnftlicbe Risiko. das mit dem Abschluss eines - auch längerfristigen - Vertrags 

verbunden ist, selbst ein:tuschatzen und dieser Einsicht C1ltsprechend zu handeln; ein 

vorzeitiges Kfindigungsrecht lässt sich insoweit nicht rechtfertigen. 
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